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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 3. Juli 1946 31. Stück

9 1 . Verordnung: Erlassung des Statutes für den Österreichischen Getreide- und Brauwirtschaftsverband.
9 2 . Verordnung: Erlassung des Statutes für den Österreichischen Viehwirtschaftsverband.
93. Verordnung: Erlassung des Statutes für den Österreichischen Milch- und Fettwirtschaftsverband.
9 4 . Verordnung: Erlassung des Statutes für den Österreichischen Gartenbau- und Kartoffelwirtschaftsverband.
95. Verordnung: Erlassung des Statutes für den Österreichischen Zuckerwirtschaftsverband.
96. Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern.

9 1 . Verordnung der Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- und
Forstwirtschaft vom 28. März 1946, betref-
fend die Erlassung des Statutes für den Öster-
reichischen Getreide- und Brauwirtschafts-

verband.

Auf Grund des § 19 des Gesetzes vom 5. Sep-
tember 1945, St. G. Bl. Nr. 171, in der Fassung
des Gesetzes vom 16. November .1945, B. G. Bl.
Nr. 2 aus 1946, über die Errichtung von Öster-
reichischen Wirtschaftsverbänden, wird für den
Österreichischen Getreide- und Brauwirtschafts-
verband das nachfolgende Statut erlassen.

Statut
des Österreichischen Getreide- und Brauwirt-

schaftsverbandes.

§ 1. (1) Aufgabe des Österreichischen Getreide-
und Brauwirtschaftsverbandes, im folgenden
„Verband" genannt, ist es, im Rahmen der ein-
schlägigen Vorschriften und nach den Weisungen
der Bundesministerien für Volksernährung und
für Land- und Forstwirtschaft bei Erfassung,
Aufbringung, Bearbeitung, Verarbeitung, Absatz
und Verteilung, sowie bei der Einfuhr von Ge-
treide (einschließlich Buchweizen, Mais, Reis,
Braugerste und Brauweizen), Getreideerzeugnis-
sen, Brot und anderen Backwaren, Teigwaren,
Hülsenfrüchten, Erzeugnissen aus Hülsenfrüch-
ten, Stroh, Heu, Futtermitteln; ferner Hopfen,
Malz und Erzeugnissen aus beiden, sowie alkohol-
freien Getränken mitzuwirken.

(2) Der Verband hat ferner bei der Festsetzung
der Preise und Preisspannen durch Beratung und
Unters tü tzung der zuständigen Behörden mit-
zuwirken.

(3) Der Verband darf weder wirtschaftliche
Unte rnehmungen betreiben noch sich an solchen
beteiligen; er darf auch keine eigene Geschäfts-
tätigkeit ausüben.

§ 2. (1) Der Verband hat seinen Sitz in Wien ;
sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das Ge-
biet der Republik Österreich.

(2) Der Verband kann mi t Zust immung der
Bundesministerien für Volksernährung u n d für
Land- und Forstwirtschaft Zweigstellen errichten.

(3) Der Verband und im Einvernehmen mi t
ihm dessen Zweigstellen können zwecks Durch-
führung ihrer Aufgaben örtliche Unterorgane
(Neben- u n d Außenstellen) einrichten, die ihre
Tätigkeit nach den Weisungen des Verbandes
(der Zweigstelle) auszuüben haben.

§ 3. (1) Das Geschäftsjahr beginnt am 1. August
und endet am 31 . Juli eines jeden Jahres.

(2) Bis 30. September eines jeden Jahres hat
der Verband den Bundesministerien für Volks-
ernährung u n d für Land- und Forstwirtschaft
einen Bericht (samt Rechnungsabschluß) über das
abgelaufene Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 4. (1) Angehörige des Verbandes sind Be-
triebe, die ihren Sitz im Gebiet der Republik
Österreich haben und die

1. Getreide, Hülsenfrüchte, Fut termit te l , Stroh,
Heu sowie Hopfen erzeugen,

2. Getreide oder Getreideerzeugnisse, Hülsen-
früchte und deren Erzeugnisse, sowie Fut termi t -
tel bearbeiten oder verarbeiten,

3. Brot und andere Backwaren oder Teig-
waren herstellen,

4. Malz, Bier oder alkoholfreie Getränke her-
stellen,

5. mit Einfuhr, Lagerung, Absatz und Vertei-
lung der im § 1, Abs. (1), genannten Waren
befaßt sind. Als Verteiler gelten auch die Ver-
kaufsvermittler (Agenten, Kommissionäre, Mak-
ler).

(2) Die im Abs. (1), Punk t 2 bis 5, genannten
Betriebe haben binnen einem Mona t nach
Inkraft t reten dieses Statutes, beziehungsweise
binnen einem M o n a t nach Beginn oder nach
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit dem Verband
ihren Betrieb anzuzeigen.
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(3) Wenn ein Verbandsangehöriger Betrieb
dauernd eingestellt wird, endet seine Zugehörig-
keit mi t dem Zeitpunkt , in welchem der Ver-
band hiervon Kenntnis erlangt.

(4) Betriebe, die n u r vorübergehend eingestellt
werden, können für die Dauer der Einstellung
nach näheren Anordnungen des Verbandes von
ihren Pflichten ganz oder teilweise befreit
werden.

(5) In Zweifelsfällen entscheidet über die Zu-
gehörigkeit eines Betriebes z u m Verband die
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde.

§ 5. Organe des Verbandes sind:
1. De r Geschäftsführer;
2. de r Ausschuß;
3. der Beirat.

§ 6. (1) Dem Geschäftsführer obliegt die
Leitung des Verbandes. Er ver t r i t t den Ver-
band nach außen und ist allein zeichnungs-
berechtigt.

(2) Der Geschäftsführer hat insbesondere das
Recht, Verpflichtungen für den Verband bis zu
einer in der Geschäftsordnung festzusetzenden
H ö h e einzugehen und Leistungen aus den
Mitteln des Verbandes bis zur gleichen H ö h e
zu bewilligen. Er hat ferner das erforderliche
Personal des Verbandes einzustellen und die
Dienstverträge albzuschließen oder zu kündigen.

(3) Im Verhinderungsfalle ver t r i t t den Ge-
schäftsführer der von ihm best immte Ange-
stellte des Verbandes.

(4) Die Ernennung und Abberufung des Ge-
schäftsführers erfolgt gemeinsam durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft, ebenso die Fest-
setzung seiner Bezüge. Im übrigen sind auf sein
Dienstverhältnis die Bestimmungen des Ange-
stelltenrechtes sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) Dem Geschäftsführer stehen der Aus-
schuß u n d de r Beirat zur Seite, mi t welchen er
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes
zu beraten hat . Aufgabe des Ausschusses und
des Beirates ist es, den Geschäftsführer fachlich
zu unterstützen, gebietliche Besonderheiten gel-
tend zu machen und berechtigte Wünsche von
Verbandsangelhörigen oder von Gruppen der-
selben und solche der Konsumentenschaft zur
Geltung zu bringen. Der Geschäftsführer hat
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes,
soweit sie Interessen der Erzeuger oder der
Verbraucher betreffen, mi t dem Ausschuß und
soweit sie Interessen der im Beirat vertretenen
Betriebe betreffen, mi t dem Beirat zu beraten.

(2) Die Ausschußmitglieder und die Mitglieder
des Beirates wählen aus ihrer Mi t te je einen
O b m a n n . Die Obmänner berufen den Aus-
schuß, beziehungsweise den Beirat ein und
führen (bei den Verhandlungen den Vorsitz.

(3) Zu einem rechtswirksamen Beschluß des
Ausschusses oder des Beirates ist St immen-
mehrhei t , bei Anwesenheit von zumindest der
Hälfte der Mitglieder, erforderlich. Die Ob-
männer s t immen mit .

§ 8. (1) Die Verwaltungsangelegenheiten des
Verbandes werden von einer gemeinsam mi t dem
Österreichischen Gartenbau- und Kartoffelwirt-
schaftsverband, mi t dem Österreichischen Zucker-
wirtschaftsverband u n d mit dem Österreichischen
Viehwirtschaftsverband zu errichtenden „Ver-
waltungszentrale" geführt. Die Dienstanweisung
für die Verwaltungszentrale wird gemeinsam
von den Bundesministerien für Volksernährung
und für Land- und Forstwirtschaft erlassen.

(2) V o m Geschäftsführer ist gemeinsam mit
dem Ausschuß und dem Beirat eine Geschäfts-
o rdnung des Verbandes aufzustellen. Sie hat
alle näheren Einzelheiten über die Tätigkeit des
Verbandes (der Zweigstellen) im allgemeinen,
sowie d«s Geschäftsführers, des Ausschusses und
des Beirates im besonderen zu enthalten.

(3) Die Geschäftsordnung bedarf der Ge-
nehmigung durch die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft.

§ 9. (1) Zur Erlassung von Allgemeinver-
fügungen an die Verbandsangehörigen, mi t
Ausnahme solcher, die in Durchführung eines
Auftrages der Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- u n d Forstwirtschaft
ergehen, ist d ie Zust immung des Ausschusses
erforderlich. Sie wird in dringenden Fällen,
namentlich wenn der Ausschuß nicht rechtzeitig
zusammentreten kann , durch die Zust immung
des Obmannes ersetzt, doch ist die nachträg-
liche Zust immung des Ausschusses ehestens
einzuholen.

(2) W i r d die Zust immung zur Erlassung einer
Allgemeinverfügung oder die nachträgliche Zu-
st immung vom Ausschuß verweigert, so ha t der
Geschäftsführer, falls er auf Erlassung der
Allgemeinverfügung bestehen will, die En t -
scheidung de r Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- u n d Forstwirtschaft
anzurufen und nach dieser vorzugehen.

(3) Der Ausschuß und , soweit es sich um An-
gelegenheiten der im Beirat vertretenen Be-
triebe handelt , auch der Beirat haben das Recht,
dem Geschäftsführer durch Beschluß Vorschläge
zur Erlassung von Einzel- oder Allgemein-
verfügungen an die Verbandsangehörigen zu
erstatten. Verweigert der Geschäftsführer die
Ausführung solcher Vorschläge, so kann das
Organ, von welchem der Verschlag ausgegangen
ist, die Entscheidung der Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- u n d , Forst-
wirtschaft anrufen. Der Geschäftsführer hat
nach dieser Entscheidung vorzugehen.
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(4) Vor der Hinausgabe von Allgemein-
venfügungen ist den Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- u n d Forst-
wirtschaft vom Geschäftsführer zu berichten.

§ 10. (1) Der Ausschuß besteht aus 18 Mit-
gliedern, und zwar aus:

a.) 9 Ver t re tern der landwirtschaftlichen Er-
zeuger [§ 4, Abs. (1), Punk t 1] und

b) 9 Ver t re tern der Verbraucher.

(2) Der Beirat besteht aus
a) 10 Ver t re tern der Bearbeiter und Verarbei-

ter, u n d zwar aus
1 Vertre ter der Mühlenindustrie,
1 Ver t re ter des Mühlengewerbes,
1 Vertre ter der genossenschaftlichen

Mühlen,
1 Vertre ter der Brotfabriken,
1 Ver t re ter der Bäcker,
1 Vertre ter der Schälmühlen,
1 Ver t re ter de r Teigwarenerzeuger,
1 Ver t re ter der Kaffeemittelerzeuger,
1 Vertre ter der Mischfuttererzeuger,
1 Vertre ter der Brauereien und Mälze-

reien
und aus

b) 6 Vert re tern der Verteiler, und zwar aus
1 Vertreter der Getreide- und Hülsen-

früchteverteiler und Importeure ,
1 Vertreter der landwirtschaftlichen Ge-

nossenschaften,
1 Vertre ter der Futtermittelvertei ler und

Importeure ,
1 Vertreter der Mehlgroßverteiler und

Importeure ,
1 Vertre ter der Hopfen- u n d Malzver-

teiler und Importeure ,
1 Vertreter der Biergroßverteiler.

(3) Die Bestellung der Ausschußmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung u n d für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mi t der zuständi-
gen Landwirtschaftskammer für die im Abs. (1),
Punk t a, u n d im (Einvernehmen mit der zu-
ständigen Kammer für Arbei ter u n d Angestellte,
für die im Abs. (1), Punk t b , genannten Ver-
treter , wobei die letztgenannten Personen zur
Hälfte Ver t re ter von Industriegemeinden sein
müssen.

(4) Die Bestellung de r Beiratsmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- u n d Forst-
wirtschaft im Einvernehmen m i t der zuständigen
K a m m e r für Hande l , Gewerbe, Industr ie , Geld-
u n d Kreditwesen und m i t d e m Österreichischen
Gewerkschaftsbund. Soweit Beiratsmitglieder zu r
Ver t r e tung d e r Interessen landwirtschaftlicher
Genossenschaftsbetriebe bestellt werden, erfolgt
die Bestellung i m Einvernehmen mi t der zu-
ständigen Landwirtschaftskammer.

(5) Die Tät igkei t de r Mitglieder des Aus-
schusses und des Beirates ist eine ehrenamtliche;
sie haben n u r Anspruch auf Ersatz ihrer Bar-
auslagen.

§ 11 . (1) Die Zweigstellen üben ihre Tät igkei t
nach den Weisungen des Verbandes aus. Bei der
Durchführung dieser Weisungen unters tehen sie
der Beaufsichtigung durch die Landeshauptmann-
schaft.

(2) Die Geschäfte jeder Zweigstelle führ t ein
Zweigstellenleiter, der v o m Verband bestellt
wird . I h m stehen z u r Bera tung je ein Ver t re t e r
der Erzeuger, der Verarbeiter , der Vertei ler u n d
der Verbraucher zu r Seite, die von der Landes-
hauptmannschaft im Einvernehmen mi t der
Landwirtschaftskammer, der K a m m e r für H a n -
del, Gewerbe, Industr ie , Geld- und Kreditwesen
und der K a m m e r für Arbei ter u n d Angestellte
bestellt werden. Ihre Tät igkei t ist eine ehren-
amtliche; sie haben n u r Anspruch auf Ersatz
der Barauslagen.

(3) Die Zweigstelle kann mi t den im Lande
bestehenden Zweigstellen der übrigen W i r t -
schaftsverbände zu einer gemeinsamen „Landes-
stelle der Österreichischen Wirtschaftsverbände"
vereinigt werden.

§ 12. Die grundsätzliche Festlegung der staat-
lichen Bewirtschaftung erfolgt durch die Bundes-
ministerien für Volksernährung und für Land-
u n d Forstwirtschaft. De r Verband kann im R a h -
men der i h m hiebei über t ragenen Befugnisse
zwecks näherer Durchführung Verfügungen er-
lassen, die insbesondere folgende Angelegenheiten
z u m Gegenstande haben:

1. Menge, T e r m i n u n d A r t der Ablieferung
von Getreide, Hülsenfrüchten, Fu t te rmi t te ln ,
Stroh und Heu sowie Hopfen, und den Ver-
kehr mit "diesen Waren.

2. Die Vermahlung von Getreide und die son-
stige Herstellung von Erzeugnissen aus Getreide
oder Hülsenfrüchten, ferner die Herstellung von
Futtermitteln und den Verkehr mit diesen Er-
zeugnissen.

3. Die Herstellung und den Verkehr mit Brot
und anderen Backwaren, sowie Teigwaren.

4. Die Herstellung und den Verkehr mit Bier
und alkoholfreien Getränken.

5. Beschaffenheit, Lieferung, Verpackung, Ver-
sand, Lagerung, Kennzeichnung, ferner Ver-
kaufs-, Verrechnungs- und Zahlungsbedingungen.

6. Die Auferlegung von Abnahme-, Verarbei-
tungs- und Einlagerungspflichten.

7. Die Verteilung (bis zum Kleinverteiler) der
im § 1, Abs. (1), genannten Waren.

8. Anmeldepflicht hinsichtlich eingeführter
Güter und Waren.

9. Vorschreibung von Ausgleichsbeiträgen und
ihre Verwendung.
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§ 13. (1) Die Verbandsangehörigen sind ver-
pflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben des
Verbandes mitzuwirken.

Sie haben insbesondere
1. die von den Organen des Verbandes getrof-

fenen Weisungen und Verfügungen zu beachten
u n d ihnen Folge z u leisten;

2. den Bevollmächtigten des Verbandes über
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson-
dere über Warenumsatz und Warenstand, Aus-
kunft zu geben und ihnen die Besichtigung und
Prüfung der Betriebe, sowie die Einsichtnahme
in die Geschäftsbücher zu gestatten.

(2) Als Bevollmächtigte dürfen nur Angestellte
des Verbandes oder öffentlich bestellte Wi r t -
schaftsprüfer, nicht aber Inhaber oder Ange-
stellte Verbandsangehöriger Betriebe herange-
zogen werden.

(3) Die Organe des Verbandes u n d seine Be-
vollmächtigten sind verpflichtet, über die Ein-
richtungen u n d Geschäftsverhältnisse, die ihnen
in Ausübung ihrer Befugnisse zur Kenntnis
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten u n d
sich der Verwer tung von Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen zu enthalten.

§ 14. (1) Über Beschwerden der Verbands-
angehörigen gegen Allgemeinverfügungen des
Verbandes entscheiden die Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft.

(2) Erstreckt sich der Geltungsbereich der All-
gemeinverfügung nur auf Teile eines Landes (der
Stadt Wien), so obliegt die Entscheidung der
Landeshauptmannschaft (dem Wiener Magistrat).

(3) Über alle anderen Beschwerden entscheidet
die örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbe-
hörde.

§ 15. (1) Der Verband ha t sich selbst zu er-
halten. Er ist berechtigt, zu diesem Zwecke Bei-
träge von den Verbandsangehörigen einzuheben.
Die Einhebung erfolgt auf Grundlage des dem
Verband zuzurechnenden Umsatzes der Ver-
bandsangehörigen. Eine Pauschalierung der Bei-
träge ist zulässig.

(2) Kleinbäuerliche u n d Kleinhandelsbetriebe
sind von der Beitragsleistung befreit.

(3) Als kleinbäuerliche Betriebe gelten land-
wirtschaftliche Betriebe bis zu 5 ha landwir t -
schaftlich genutzter Bodenfläche.

(i) Als Kleinhandelsbetriebe im Sinne des
Abs. (2) gelten Handelsbetriebe mi t nicht mehr
als einer Hilfskraft, wenn der dem Verband
zuzurechnende Umsatz des vorausgegangenen
Kalenderjahres den Betrag von 3000 S nicht er-
reicht hat .

(5) Die Beitragsordnung wird nach den Be-
st immungen der §§ 7 u n d 9 erlassen. Die Bei-

tragssätze bedürfen der Genehmigung durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- u n d Forstwirtschaft.

(6) Fällige Beiträge sind über Ersuchen des
Verbandes durch die Finanzämter einzutreiben.

§ 16. Allgemeinverfügungen des Verbandes
werden für die Angehörigen am Tage nach
öffentlicher Verlautbarung verbindlich. Die
Verlautbarung h a t in der „Wiener Zei tung" zu
erfolgen. Soweit Verfügungen n u r für einzelne
Länder erlassen werden, hat die Verlautbarung
im Amtsblat t des betreffenden Landes zu er-
folgen.

Frenzel Kraus

9 2 . Verordnung der Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- und
Forstwirtschaft vom 28. März 1946, betref-
fend die Erlassung des Statutes für den Öster-

reichischen Viehwirtschaftsverband.

Auf Grund des § 19 des Gesetzes vom 5. Sep-
tember 1945, St. G. Bl. Nr. 171, in der Fassung
des Gesetzes vom 16. November 1945, B. G. Bl.
Nr. 2 aus 1946, über die Errichtung von Öster-
reichischen Wirtschaftsverbänden, wird für den
Österreichischen Viehwirtschaftsverband das
nachfolgende Statut erlassen.

Statut

des Österreichischen Viehwirtschafts-
verbandes.

§ 1. (1) Aufgabe des Österreichischen Viehwirt-
schaftsverbandes, im folgenden „Verband" ge-
nannt, ist es, im Rahmen der einschlägigen Vor-
schriften und nach den Weisungen der Bundes-
ministerien für Volksernährung und für Land-
und Forstwirtschaft bei Erfassung, Aufbringung,
Bearbeitung, Verarbeitung, Absatz und Vertei-
lung, sowie bei der Einfuhr von Schlachtvieh,
einschließlich der Schlacht - Nebenerzeugnisse
(Därme, Magen, Blasen), ferner von Fleisch,
Fleischwaren, Wild, Fischen und Fischwaren und
bei Erfassung von Schlachtfetten mitzuwirken.

(2) Der Verband hat ferner bei der Festsetzung
der Preise und Preisspannen durch Beratung und
Unterstützung der zuständigen Behörden mit-
zuwirken.

(S) Der Verband darf weder wirtschaftliche
Unternehmungen betreiben noch sich an solchen
beteiligen; er darf auch keine eigene Geschäfts-
tätigkeit ausüben.

§ 2. (1) Der Verband hat seinen Sitz in Wien;
sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das Ge-
biet der Republik Österreich.

(2) Der Verband kann mit Zustimmung der
Bumdesministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft Zweigstellen errichten.
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(3) Der Verband und im Einvernehmen mit
ihm dessen Zweigstellen können zwecks Durch-
führung ihrer Aufgaben örtliche Unterorgane
(Neben- und Außenstellen) einrichten, die ihre
Tätigkeit nach den Weisungen des Verbandes
(der Zweigstelle) auszuüben haben.

§ 3. (1) Das Geschäftsjahr fällt m i t dem Kalen-
derjahr zusammen.

(2) Bis 31 . März eines jeden Jahres hat der Ver-
band den Bundesministerien für Volksernäh-
rung u n d für Land- u n d Forstwirtschaft einen
Bericht (samt Rechnungsabschluß) über das ab-
gelaufene Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 4. (1) Angehörige des Verbandes sind Be-
triebe, die ihren Sitz im Gebiet der Republik
Österreich haben und die

1. Schlachtvieh halten,
2. gewerbsmäßig mi t Schlachtvieh handeln oder

den Verkauf von Schlachtvieh vermit teln (Agen-
ten, Kommissionäre, Makler),

3. gewerbsmäßig Schlachtvieh schlachten,
Fleischwaren herstellen, ferner mi t Fleisch oder
Fleischwaren handeln,

4. gewerbsmäßig mi t Wi ld handeln,
5. gewerbsmäßig Fische züchten oder mi t sol-

chen handeln, Fischwaren herstellen oder mi t
solchen handeln,

6. Därme, Magen und Blasen von Schlachtvieh
bearbeiten u n d verarbeiten, oder mi t diesen Wa-
r e n handeln,

7. mi t der Einfuhr und Lagerung der im § 1,
Abs. (1), genannten Waren befaßt sind.

(2) Die im Abs. (1), P u n k t 2 bis 7, genannten
Betriebe haben binnen einem Mona t nach
Inkraf t t re ten dieses Statutes, beziehungsweise
binnen einem Mona t nach Beginn oder nach
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit dem Verband
ihren Betrieb anzuzeigen.

(3) Wenn ein verbandsangehöriger Betrieb
dauernd eingestellt wird, endet seine Zugehörig-
keit mi t dem Zei tpunkt , in welchem der Ver-
band hiervon Kenntnis erlangt.

(4) (Betriebe, die n u r vorübergehend eingestellt
werden, können für die Dauer der Einstellung
nach näheren Anordnungen des Verbandes von
ihren Pflichten ganz oder teilweise befreit
werden.

(5) I n Zweifelsfällen entscheidet über die Zu-
gehörigkeit eines Betriebes zum Verband die
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde.

§ 5. Organe des Verbandes sind:
1. De r Geschäftsführer;
2. de r Ausschuß;
3. der Beirat.

§ 6. (1) D e m Geschäftsführer obliegt die
Leitung des Verbandes. Er ver t r i t t den Ver-

band nach außen u n d ist allein zeichnungs-
berechtigt.

(2) Der Geschäftsführer hat insbesondere das
Recht, Verpflichtungen für den Verband bis zu
einer in der Geschäftsordnung festzusetzenden
H ö h e einzugehen und Leistungen aus den
Mitteln des Verbandes bis zur gleichen H ö h e
zu bewilligen. E r ha t ferner das erforderliche
Personal des Verbandes einzustellen und die
Dienstverträge abzuschließen oder zu kündigen.

(3) Im Verhinderungsfalle ver t r i t t den Ge-
schäftsführer der von ihm best immte Ange-
stellte des Verbandes.

(4) Die Ernennung u n d Abberufung des G e -
schäftsführers erfolgt gemeinsam durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft; ebenso die Fest-
setzung seiner Bezüge. I m übrigen sind auf sein
Dienstverhältnis die Bestimmungen des Ange-
stelltenrechtes sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) D e m Geschäftsführer stehen der Aus-
schuß u n d der Beirat zur Seite, mi t welchen er
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes
zu beraten hat . Aufgabe des Ausschusses u n d
des Beirates ist es, den Geschäftsführer fachlich
zu unterstützen, gebietliche Besonderheiten g e l -
tend zu machen und berechtigte Wünsche von
Verbandsangehörigen oder von Gruppen der-
selben und solche der Konsumentenschaft zur
Geltung zu bringen. Der Geschäftsführer ha t
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes,
soweit sie Interessen der Erzeuger oder der
Verbraucher betreffen, mi t dem Ausschuß u n d
soweit sie Interessen der im (Beirat vertretenen
Betriebe betreffen, mi t d e m Beirat zu beraten.

(2) Die Ausschußmitglieder und die Mitglieder
des Beirates wählen aus ihrer Mi t te je einen
Obmann . Die Obmänner berufen den Aus-
schuß, beziehungsweise den Beirat ein u n d
führen bei den Verhandlungen den Vorsi tz .

(3) Zu einem rechtswirksamen (Beschluß des
Ausschusses oder des Beirates ist St immen-
mehrhei t , bei Anwesenheit von zumindest der
Hälfte der Mitglieder, erforderlich. Die O b -
männer st immen mit .

§ 8. (1) Die Verwaltungsangelegenheiten des
Verbandes werden von einer gemeinsam mit dem
Österreichischen Getreide- u n d Brauwirtschafts-
verband, mit dem Österreichischen Gartenbau-
und Kartoffelwirtschaftsverband und mit dem
Österreichischen Zuckerwirtschaftsverband zu er-
richtenden „Verwaltungszentrale" geführt. Die
Dienstanweisung für die Verwaltungszentrale
wird gemeinsam von den Bundesministerien für
Volksernährung u n d für Land- u n d Forstwirt-
schaft erlassen.

(2) V o m Geschäftsführer ist gemeinsam mit
dem, Ausschuß u n d dem Beirat eine Geschäfts-
ordnung des Verbandes aufzustellen. Sie ha t
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alle näheren Einzelheiten über die Tätigkeit des
Verbandes (der Zweigstellen) im allgemeinen,
sowie des Geschäftsführers, des Ausschusses und
des Beirates i m besonderen zu enthalten.

(3) Die Geschäftsordnung bedarf der Ge-
nehmigung durch die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft.

§ 9. (1) Zur Erlassung von Allgemeinver-
fügungen an die Verbandsangehörigen, mi t
Ausnahme solcher, die in Durchführung eines
Auftrages der Bundesministerien für Volks-
e n ä h r u n g und für Land- und Forstwirtschaft
ergehen, ist d ie Zust immung des Ausschusses
erforderlich. Sie wird in dringenden Fällen,
namentlich wenn der Ausschuß nicht rechtzeitig
zusammentreten kann, durch die Zust immung
des Obmannes ersetzt, doch ist die nachträg-
liche Zust immung des Ausschusses ehestens
einzuholen.

(2) W i r d die Zust immung zur Erfassung einer
Allgemeinverfügung oder die nachträgliche Zu-
st immung vom Ausschuß verweigert, so hat der
Geschäftsführer, falls er auf Erlassung der
Allgemeinvenfügung bestehen will, die Ent-
scheidung der Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- u n d Forstwirtschaft
anzurufen und nach dieser vorzugehen.

(3) D e r Ausschuß und , soweit es sich um A n -
gelegenheiten der im Beirat ver t re tenen Be-
triebe handel t , auch der Beirat haben das Recht,
dem Geschäftsführer durch Beschluß Vorschläge
z u r Erlassung von Einzel- o d e r Allgemein-
verfügungen an die Verbandsangehörigen zu
erstat ten. Verweigert der Geschäftsführer die
Ausführung solcher Vorschläge, so kann das
Organ , von welchem d e r Vorschlag ausgegangen
ist, die Entscheidung de r Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- u n d Forst-
wirtschaft anrufen. D e r Geschäftsführer hat
nach dieser Entscheidung vorzugehen.

(4) V o r d e r Hinausgabe v o n Allgemein-
verfügungen ist den Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft vom Geschäftsführer zu berichten.

§ 10. (1) Der Ausschuß besteht aus 18 Mit-
gliedern, und zwar aus:

a) 9 Vertretern der landwirtschaftlichen Er-
zeuger [§ 4, Abs. (1), Punkt 1] und

b) 9 Vertretern der Verbraucher.
(2) Der Beirat besteht aus
a) 6 Vertretern der Bearbeiter und Verarbei-

ter, und zwar aus
1 Vertreter der Fleischhauer,
1 Vertreter der Selcher,
1 Vertreter der Fleischwarenfabriken,
1 Vertreter der Großschlächter,
1 Vertreter der Fischwarenerzeuger,
1 Vertreter der Pferdefleischhauer,

und aus
b) 6 Vertretern der Verteiler, und zwar aus

3 Vertretern der Viehhändler und Kom-
missionäre,

1 Vertreter der Wildhändler,
1 Vertreter der Fischhändler,
1 Vertreter der Darmhändler.

(3) Die Bestellung der Ausschußmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung u n d für Land- u n d Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mi t de r zuständi-
gen Landwirtschaftskammer für die i m Abs. (1),
Punkt a, und im Einvernehmen mi t der zu-
ständigen Kammer für Arbei ter u n d Angestellte,
für die im Abs. (1), Punk t b , genannten Ver-
treter , wobei die letztgenannten Personen zur
Hälfte Ver t re ter v o n Industriegemeinden sein
müssen.

(4) Die Bestellung de r Beiratsmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- u n d Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mi t der zuständigen
Kammer für Handel , Gewerbe, Industrie, Geld-
und Kreditwesen und mi t dem Österreichischen
Gewerkschaftsbund. Soweit Beiratsmitglieder zur
Ver t re tung der Interessen landwirtschaftlicher
Genossenschaftsbetriebe bestellt werden, erfolgt
die Bestellung i m Einvernehmen mi t der zu-
ständigen Landwirtschaftskammer.

(5) Die Tät igkei t de r Mitglieder des Aus-
schusses und des Beirates ist eine ehrenamtliche;
sie haben n u r Anspruch auf Ersatz ihrer Bar-
auslagen.

§ 11. (1) Die Zweigstellen üben ihre Tätigkeit
nach den Weisungen des Verbandes aus. Bei der
Durchführung dieser Weisungen unterstehen sie
der Beaufsichtigung durch die Landeshauptmann-
schaft.

(2) Die Geschäfte jeder Zweigstelle führt ein
Zweigstellenleiter, der vom Verband bestellt
wird. Ihm stehen zur Beratung je ein Vertre ter
der Erzeuger, der Verarbeiter, der Verteiler und
der Verbraucher zur Seite, die von der Landes-
hauptmannschaft im Einvernehmen mi t der
Landwirtschaftskammer, der Kammer für Han -
del, Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen
und der Kammer für Arbei ter und Angestellte
bestellt werden. Ihre Tät igkei t ist eine ehren-
amtliche; sie haben n u r Anspruch auf Ersatz
der Barauslagen.

(3) Die Zweigstelle kann mi t den im Lande
bestehenden Zweigstellen der übrigen Wi r t -
schaftsverbände zu einer gemeinsamen „Landes-
stelle der Österreichischen Wirtschaftsverbände"
vereinigt werden.

§ 12. Die grundsätzliche Festlegung der staat-
lichen Bewirtschaftung erfolgt durch die Bundes-
ministerien für Volksernährung und für Land-
und Forstwirtschaft. De r Verband kann im R a h -



Stück 31, Nr. 92. 119

men der ihm hiebei übertragenen Befugnisse
zwecks näherer Durchführung Verfügungen er-
lassen, die insbesondere folgende Angelegenheiten
zum Gegenstande haben:

1. Meldung des voraussichtlichen Bedarfes an
Vieh und Fleisch.

2. Vorschriften, inwieweit die Angehörigen
Vieh oder Fleisch im Rahmen des angemeldeten
Bedarfes abzugeben haben.

3. Anordnungen, wohin die Angehörigen Vieh
oder Fleisch zu liefern und woher sie Vieh oder
Fleisch zu beziehen haben; Erlassung von nähe-
ren Bestimmungen über die zu liefernden Vieh-
gattungen und Schlachtwertklassen.

4. Festsetzung bei Viehmärkten, Fleischmärk-
ten oder marktähnlichen Veranstaltungen, wie-
viel Tiere, beziehungsweise wieviel Fleisch zum
Markt gebracht werden; Erlassung von näheren
Bestimmungen über die zu liefernden Viehgat-
tungen und Schlachtwertklassen.

5. Bestimmungen über die Abgabe von Wild
und Fischen.

6. Einfuhr, Lagerung, Absatz und Verteilung
(bis zum Kleinverteiler) der im § 1, Abs. (1),
genannten Güter und Waren.

7. Lieferungs- und Zahlungsbedingungen für
Schlachtvieh, Fleisch, Fleischwaren, Wild, Fische
und Fischwaren.

8. Lieferungs- und Zahlungsbedingungen für
Viehgroßmärkte und andere Märkte.

9. Die Abgabe von Fleisch und Fleischwaren
aus Schlachtungen, die nicht in einem in das
Gewerberegister eingetragenen Fleischereibetrieb
oder in einer Fleischwarenfabrik vorgenommen
werden.

10. Erfassung von Schlachtfetten.

11. Anmeldepflicht hinsichtlich eingeführter
Güter und Waren.

12. Vorschreibung von Ausgleichsbeiträgen
und ihre Verwendung.

§ 13. (1) Die Verbandsangehörigen sind ver-
pflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben des
Verbandes mitzuwirken.

Sie haben insbesondere
1. die von den Organen des Verbandes getrof-

fenen Weisungen und Verfügungen zu beachten
und ihnen Folge zu leisten;

2. den Bevollmächtigten des Verbandes über
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson-
dere über Warenumsatz, und Warenstand, Aus-
kunft zu geben und ihnen die Besichtigung und
Prüfung der Betriebe, sowie die Einsichtnahme
in die Geschäftsbücher zu gestatten.

(2) Als Bevollmächtigte dürfen nur Angestellte
des Verbandes oder öffentlich bestellte Wirt-
schaftsprüfer, nicht aber Inhaber oder Ange-

stellte Verbandsangehöriger Betriebe herange-
zogen werden.

(3) Die Organe des Verbandes und seine Be-
vollmächtigten sind verpflichtet, über die Ein-
richtungen und Geschäftsverhältnisse, die ihnen
in Ausübung ihrer Befugnisse zur Kenntnis
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten und
sich der Verwertung von Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen zu enthalten.

§ 14. (1) Über Beschwerden der Verbands-
angehörigen gegen Allgemeinverfügungen des
Verbandes entscheiden die Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft.

(2) Erstreckt sich der Geltungsbereich der All-
gemeinverfügung n u r auf Teile eines Landes (der
Stadt Wien) , so obliegt die Entscheidung der
Landeshauptmannschaft (dem Wiener Magistrat) .

(3) Über alle anderen Beschwerden entscheidet
die örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbe-
hörde .

§ 15. (1) D e r Verband ha t sich selbst zu er-
hal ten. E r ist berechtigt, zu diesem Zwecke Bei-
träge von den Verbandsangehörigen einzuheben.
Die Einhebung erfolgt auf Grundlage des dem
Verband zuzurechnenden Umsatzes der Ver -
bandsangehörigen. Eine Pauschalierung der Bei-
träge ist zulässig.

(2) Kleinbäuerliche und Kleinhandelsbetriebe
sind von der Beitragsleistung befreit.

(3) Als kleinbäuerliche Betriebe gelten Betriebe,
die Schlachtvieh n u r für den eigenen Bedarf er-
zeugen.

(4) Als Kleinhandelsbetriebe im Sinne des
Abs. (2) gelten Handelsbetr iebe mi t nicht mehr
als einer Hilfskraft , wenn der dem Verband
zuzurechnende U m s a t z des vorausgegangenen
Kalenderjahres den Betrag von 3000 S nicht er-
reicht hat .

(5) Die Bei t ragsordnung wird nach den Be-
s t immungen der §§ 7 u n d 9 erlassen. Die Bei-
tragssätze bedürfen der Genehmigung durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- u n d Forstwirtschaft.

(6) Fällige Beiträge sind über Ersuchen des
Verbandes durch die F inanzämter einzutreiben.

§ 16. Allgemeinverfügungen des Verbandes
werden für die Angehörigen am Tage nach
öffentlicher Ver lau tbarung verbindlich. Die
Ver lau tbarung h a t in der „Wiener Ze i tung" zu
erfolgen. Soweit Verfügungen n u r für einzelne
Länder erlassen werden, ha t die Ver lau tbarung
im Amtsb la t t des betreffenden Landes zu er-
folgen.

Frenzel Kraus
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9 3 . Verordnung der Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft vom 28. März 1946, betreffend die
Erlassung des Statutes für den Österrei-
chischen Milch- und Fettwirtschaftsverband.

Auf Grund des § 19 des Gesetzes vom
5. September 1945, St. G. Bl. Nr. 171, in der
Fassung des Gesetzes vom 16. November 1945,
B. G. Bl. Nr. 2 aus 1946, über die Errichtung
von Österreichischen Wirtschaftsverbänden, wird
für den Österreichischen Milch- und Fettwirt-
schatftsverband das nachfolgende Statut erlassen:

Statut
des Österreichischen Milch- und Fettwirt-

schaftsverbandes.
§ 1. (1) Aufgabe des Österreichischen Milch-

und Fettwirtschaftsverbandes, im folgenden
„Verband" genannt, ist es, im Rahmen der
einschlägigen Vorschriften u n d nach den Wei-
sungen der Bundesministerien für Volksernäh-
rung u n d für Land- und Forstwirtschaft bei
Erfassung, Aufbringung, Bearbeitung, Verarbei-
tung, Absatz und Verteilung, sowie bei der
Einfuhr v o n Milch, Milcherzeugnissen, Speise-
fetten (mi t Ausnahme der Erfassung von
Schlachtfetten), Speiseölen, Eiern, Eiererzeug-
nissen und Honig mi tzuwirken.

(2) D e r Verband ha t ferner bei der Fest-
setzung der Preise und Preisspannen durch Be-
ratung und Unters tü tzung de r zuständigen Be-
hörden mitzuwirken.

(3) De r Verband darf weder wirtschaftliche,
Unternehmungen betreiben noch sich an solchen
beteiligen; er darf auch keine eigene Geschäfts-
tätigkeit ausüben.

§ 2. (1) De r Verband hat seinen Sitz in Wien;
sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das Ge-
biet de r Republik Österreich.

(2) De r Verband k a n n mi t Zust immung der
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft Zweigstellen er-
richten.

(3) Der Verband und im Einvernehmen mi t
ihm dessen Zweigstellen können zwecks Durch-
führung ihrer Aufgaben örtliche Unterorgane
(Neben- u n d Außenstellen) einrichten, die ihre
Tätigkeit nach den Weisungen des Verbandes
(der Zweigstelle) auszuüben haben.

§ 3 . (1) Das Geschäftsjahr fällt mi t dem Ka-
lenderjahr zusammen.

(2) Bis 30. Juni eines jeden Jahres ha t der
Verband den Bundesministerim für Volksernäh-
rung und für Land- u n d Forstwirtschaft einen
Bericht (samt Rechnungsabschluß) über das ab-
gelaufene Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 4. (1) Angehörige des Verbandes sind Be-
triebe, die ihren Sitz im Gebiet de r Republik
Österreich haben und die

1. Milch, Eier oder Honig erzeugen oder Öl -
früchte und Ölsämereien anbauen,

2. Milch, Eier oder Hon ig bearbeiten oder
Milch- und Eiererzeugnisse herstellen,

3. tierische Fette oder Öle bearbeiten oder
verarbeiten,

4. pflanzliche Fette oder Öle gewinnen, her-
stellen, bearbeiten oder verarbeiten,

5. Mittel z u m Ersatz ode r zur Streckung von
Speiseölen und Speisefetten herstellen,

6. Lebensmittel herstellen, zu deren Erzeu-
gung überwiegend v o m Verbande bewirtschaf-
te te Waren verwendet werden,

7. mi t Einfuhr, Lagerung, Absatz und Ver-
teilung der i m § 1, Abs. (1), genannten Waren
befaßt sind. Als Verteiler gelten auch die Ver-
kaufsvermitt ler (Agenten, Kommissionäre,
Makler).

(2) Die im Abs. (1), Punkt 2 bis 7, genannten
Betriebe haben binnen einem Mona t nach In-
kraft t reten dieses Statutes, beziehungsweise
binnen einem Monat nach [Beginn oder nach
Wiederaufnahme ihrer Tät igkei t dem Verband
ihren Betrieb anzuzeigen.

(3) W e n n ein Verbandsangehöriger Betrieb
dauernd eingestellt wird, endet seine Zugehörig-
keit mi t dem Zei tpunkt , in welchem der Ver-
band hiervon Kenntnis erlangt.

(4) Betriebe, die n u r vorübergehend einge-
stellt werden, können für die Dauer de r Ein-
stellung nach näheren Anordnungen des Ver-
bandes v o n ihren Pflichten ganz oder teilweise
befreit werden.

(5) In Zweifelsfällen entscheidet über die Zu-
gehörigkeit eines Betriebes z u m Verband die
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde.

§ 5 . Organe des Verbandes sind:
1. Der Geschäftsführer;
2. der Ausschuß;
3. de r Beirat.

§ 6. (1) Dem Geschäftsführer obliegt die Lei-
tung des Verbandes. E r ver t r i t t den Verband
nach außen und ist allein zeichnungsberechtigt.

(2) Der Geschäftsführer ha t insbesondere das
Recht, Verpflichtungen für den Verband bis z u
einer in de r Geschäftsordnung festzusetzenden
H ö h e einzugehen und Leistungen aus den Mit -
teln des Verbandes bis zur gleichen H ö h e zu
bewilligen. E r ha t ferner das erforderliche Per-
sonal des Verbandes einzustellen und die Dienst-
verträge abzuschließen oder zu kündigen.

(3) I m Verhinderungsfalle ve r t r i t t den Ge-
schäftsführer d e r von i h m bestimmte Ange-
stellte des Verbandes.
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(4) Die Ernennung und Abberufung des Ge-
schäftsführers erfolgt gemeinsam durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land-- und Forstwirtschaft, ebenso die Fest-
setzung seiner Bezüge. Im übrigen sind auf sein
Dienstverhältnis die Best immungen des Ange-
stelltenrechtes sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) Dem Geschäftsführer stehen der Aus-
schuß und der Beirat zur Seite, mi t welchen
er alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes
zu beraten hat . Aufgabe des Ausschusses und
des Beirates ist es, den Geschäftsführer fachlich
zu unters tü tzen; gebietliche Besonderheiten gel-
tend zu machen und berechtigte Wünsche von
Verbandsangehörigen oder von Gruppen der-
selben und solche der Konsumentenschaft zur
Gel tung zu br ingen. D e r Geschäftsführer ha t
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes,
soweit sie Interessen der Erzeuger oder de r Ver-
braucher betreffen, mi t d e m Ausschuß, und so-
weit sie Interessen d e r im Beirat ver t re tenen Be-
triebe betreffen, mi t dem Beirat zu beraten.

(2) Die Ausschußmitglieder u n d d ie Mitglie-
der des Beirates wählen aus ihrer Mit te je einen .
O b m a n n . D i e O b m ä n n e r berufen den Ausschuß,
beziehungsweise den Beirat ein u n d führen bei
den Verhandlungen den Vors i tz .

(3) Zu einem rechtswirksamen Beschluß des
Ausschusses oder des Beirates ist S t immenmehr -
heit, bei Anwesenhei t von zumindest der Hälfte
der Mitglieder, erforderlich. Die O b m ä n n e r
s t immen mi t .

§ 8. (1) V o m Geschäftsführer ist gemeinsam
mit d e m Ausschuß und d e m Beirat eine Ge-
schäftsordnung des Verbandes aufzustellen. Sie
hat alle näheren Einzelheiten über die Tät igkei t
des Verbandes (der Zweigstellen) im allge-
meinen sowie des Geschäftsführers, des Aus-
schusses und des Beirates i m besonderen zu ent-
halten.

(2) Die Geschäftsordnung bedarf der Geneh-
migung durch die Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- und Forstwirtschaft.

§ 9. (1) Zur Erlassung von Allgemeinverfü-
gungen an die Verbandsangehörigen, mit Aus-
nahme solcher, die in Durchführung eines Auf-
trages der Bundesministerien für Volksernäh-
rung und für Land- u n d Forstwirtschaft er-
gehen, ist die Zustimmung des Ausschusses er-
forderlich. Sie wird in dringenden Fällen, na-
mentlich wenn der Ausschuß nicht rechtzeitig
zusammentreten kann, durch die Zustimmung
des Obmannes ersetzt, doch ist die nachträg-
liche Zustimmung des Ausschusses ehestens ein-
zuholen.

(2) Wird die Zustimmung zur Erlassung einer
Allgemeinverfügung oder die nachträgliche Zu-
stimmung vom Ausschuß verweigert, so hat der

Geschäftsführer, falls er auf Erlassung der All-
gemeinverfügung bestehen will, die Entscheidung
der Bundesministerien für Volksernährung und
für Land- und Forstwirtschaft anzurufen und
nach dieser vorzugehen.

(3) Der Ausschuß und, soweit es sich um Ange-
legenheiten der im Beirat vertretenen Betriebe
handelt, auch der Beirat halben das Recht, dem
Geschäftsführer durch Beschluß Vorschläge zur
Erlassung von Einzel- oder Allgemeinverfügun-
gen an die Verbandsangehörigen zu erstatten.
Verweigert der Geschäftsführer die Ausführung
solcher Vorschläge, so kann das Organ, von
welchem der Vorschlag ausgegangen ist, die Ent-
scheidung der Bundesministerien für Volksernäh-
rung und für Land- und Forstwirtschaft anrufen.
Der Geschäftsführer hat nach dieser Entschei-
dung vorzugehen.

(4) V o r de r Hinausgabe von Allgemeinver-
fügungen ist den Bundesministerien für Volks-
e rnährung und für Land- und Forstwirtschaft
vom Geschäftsführer zu berichten.

§ 10. (1) Der Ausschuß besteht aus 18 Mit-
gliedern, und zwar aus

a) 9 Ver t r e t e rn der landwirtschaftlichen Er-
zeuger [§ 4, Abs. (1), P u n k t 1],

b) 9 Vertretern der Verbraucher.

(2) Der Beirat besteht aus
a) 8 Vertretern der Bearbeiter und Verar-

beiter, und zwar aus
1 Vertreter der Molkereigenossenschaf-

ten,
1 Vertreter der Gewerblichen Mol-

kereien,
1 Vertreter der Buttereien,
1 Vertreter der Käsereien,
1 Vertreter der übrigen Molkereiindu-

strie,
1 Vertreter der Margarine- und Kunst-

speisefettindustrie,
1 Vertreter der Speiseölindustrie,
1 Vertreter der Erzeuger von tierischen

Fetten,
und aus

b) 6 Vertretern der Verteiler, und zwar aus
1 Vertreter der Milchverteiler,
1 Vertreter der Butterverteiler,
1 Vertreter der Käseverteiler,
1 Vertreter der Verteiler von Eiern

und Eiererzeugnissen,
1 Vertreter der Honigverteiler,
1 Vertreter der Verteiler von Fetten

(tierische Fette, Speiseöle, Margarine,
Kunstspeisefett, usw.).

(3) Die Bestellung der Ausschußmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit der zustän-
digen Landwirtschaftskammer für die im
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Abs. (1), Punk t a, u n d im Einvernehmen mit
der zuständigen Kammer für Arbeiter u n d An-
gestellte, für die im Abs. (1), Punk t b, genann-
ten Vertreter , wobei die letztgenannten Per-
sonen zur Hälfte Ver t re ter von Industriege-
meinden sein müssen.

(4) Die Bestellung der Beiratsmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- u n d Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mi t der zustän-
digen Kammer für Handel , Gewerbe, Industrie,
Geld- und Kreditwesen und mi t dem Öster-
reichischen Gewerkschaftsbund. Soweit Beirats-
mitglieder zur Ver t re tung der Interessen land-
wirtschaftlicher Genossenschaftsbetriebe bestellt
werden, erfolgt die Bestellung im Einvernehmen
mit der zuständigen Landwirtschaftskammer.

(5) Die Tätigkeit der Mitglieder des Aus-
schusses und des Beirates ist eine ehrenamtliche;
sie halben n u r Anspruch auf Ersatz ihrer Bar-
auslagen.

§ 11 . (1) Die Zweigstellen üben ihre Tätigkeit
nach den Weisungen des Verbandes aus. Bei der
Durchführung dieser Weisungen unterstehen sie
der Beaufsichtigung durch die Landeshauptmann-
schaft.

(2) Die Geschäfte jeder Zweigstelle führt ein
Zweigstellenleiter, de r v o m Verband bestellt
wird. Ihm stehen zur Beratung je 1. Ver t re ter
der Erzeuger, der Verarbeiter, der Verteiler und
der Verbraucher zur Seite, die von der Landes-
hauptmannschaft im Einvernehmen mit der
Landwirtschaftskammer, der Kammer für H a n -
del, Gewerbe, Industrie, Geld- u n d Kreditwesen
und der Kammer für Arbeiter und Angestellte
bestellt werden. Ihre Tätigkeit ist eine ehren-
amtliche; sie halben n u r Anspruch auf Ersatz
der Barauslagen.

(3) Die Zweigstelle kann mi t den im Lande
bestehenden Zweigstellen de r übr igen W i r t -
schaftsverbände zu einer gemeinsamen „Landes-
stelle der Österreichischen Wirtschaftsverbände"
vereinigt werden.

§ 12. Die grundsätzliche Festlegung de r staat-
lichen Bewirtschaftung erfolgt durch die Bun-
desministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft. De r Verband kann
im R a h m e n d e r ihm hiebei über t ragenen Be-
fugnisse zwecks nähere r Durchführung Verfü-
gungen erlassen, die insbesondere folgende A n -
gelegenheiten z u m Gegenstand haben:

1. Erfassung, Aufbringung, Bearbeitung und
Verarbei tung, Absatz u n d Verte i lung (bis z u m
Kleinverteiler) von Milch, Milcherzeugnissen,
Speisefetten, Ölfrüchten und Ölsämereien, Spei-
seölen; ferner Eiern, Eiererzeugnissen und
Hon ig . Die Erfassung von Schlachtfetten wird
vom Österreichischen Viehwirtschaftsverband
geregelt.

2. Förderung der Wirtschaftlichkeit der Mit -
gliedsbetriebe.

3. Güteanforderungen, Verpackung, Kenn-
zeichnung, A b n a h m e - und Einlagerungspflichten.

4. Festsetzung des Arbeitsumfanges u n d Aus-
nutzungsgrades der Verarbei tungsbetr iebe sowie
Regelungen über Umsa tzmengen für Betriebe
der Verteiler.

5. Anmeldepflicht hinsichtlich eingeführter
Güter und Waren .

6. Vorschreibung von Ausgleichsbeiträgen und
deren Verwendung.

§ 13. (1) Die Verbandsangehörigen sind ver-
pflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben des
Verbandes mitzuwirken. Sie haben insbesondere

1. die v o n den Organen des Verbandes ge-
troffenen Weisungen und Verfügungen zu be-
achten u n d ihnen Folge zu leisten;

2. den Bevollmächtigten des Verbandes über
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson-
dere über Warenumsatz u n d Warenstand, Aus-
kunft zu geben und ihnen die Besichtigung u n d
Prüfung der Betriebe sowie die Einsichtnahme
in die Geschäftsbücher zu gestatten.

(2) Als Bevollmächtigte dürfen n u r Ange-
stellte des Verbandes oder öffentlich bestellte
Wirtschaftsprüfer, nicht aber Inhaber oder An-
gestellte verbandsangehöriger Betriebe herange-
zogen werden.

(3) Die Organe des Verbandes und seine Be-
vollmächtigten sind verpflichtet, über die Ein-
richtungen und Geschäftsverhältnisse, die ihnen
in Ausübung ihrer Befugnisse zu r Kenntnis
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten und
sich der Verwer tung v o n Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen zu enthalten.

§ 14. (1) O b e r Beschwerden der Verbands-
angehörigen gegen Allgemeinverfügungen des
Verbandes entscheiden die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forstwirt-
schaft.

(2) Erstreckt sich der Geltungsbereich der All-
gemeinverfügung n u r auf Teile eines Landes
(der Stadt Wien), so obliegt die Entscheidung
der Landeshauptmannschaft (dem Wiener Magi-
strat).

(3) Über alle anderen Beschwerden entscheidet
die örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbe-
hörde .

§ 15. (1) Der Verband hat sich selbst zu er-
halten. E r ist berechtigt, zu diesem Zwecke Bei-
träge von den Verbandsangehörigen einzuheben.
Die Einhebung erfolgt auf Grundlage des dem
Verband zuzurechnenden Umsatzes der Ver-
bandsangehörigen. Eine Pauschalierung der Bei-
träge ist zulässig.
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(2) Kleinbäuerliche u n d Kleinhandelsbetriebe
sind von der Beitragsleistung befreit.

(3) Als kleinbäuerliche Betriebe gelten land-
wirtschaftliche Betriebe bis z u 5 ha landwirt-
schaftlich genutzter Bodenfläche. Imkereibetriebe
gelten auch ohne diese Voraussetzung als klein-
bäuerliche Betriebe.

(4) Als Kleinhandelsbetriebe im Sinne des
Abs. (2) gelten Handelsbetriebe mi t nicht mehr
als einer Hilfskraft, wenn der dem Verband
zuzurechnende Umsa tz des vorausgegangenen
Kalenderjahres den Betrag von 3000 S nicht er-
reicht hat .

(5) Die Beitragsordnung wird nach den Be-
st immungen der §§ 7 und 9 erlassen. Die Bei-
tragssätze bedürfen der Genehmigung durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für.
Land- und Forstwirtschaft.

(6) Fällige Beiträge sind über Ersuchen des
Verbandes durch die Finanzämter einzutreiben.

§ 16. Allgemeinverfügungen des Verbandes
werden für die Angehörigen am Tage nach öf-
fentlicher Verlautbarung verbindlich. Die Ver-
lautbarung hat in der „Wiener Zei tung" zu
erfolgen. Soweit Verfügungen n u r für einzelne
Länder erlassen werden, ha t die Verlautbarung
im Amtsblat t des betreffenden Landes zu er-
folgen.

Frenzel Kraus

9 4 . Verordnung der Bundesministerien
für Volksernährung und für Land- und
Forstwirtschaft vom 28. März 1946, betref-
fend die Erlassung des Statutes für den Öster-
reichischen Gartenbau- und Kartoffelwirt-

schaftsverband.

Auf Grund des § 19 des Gesetzes vom 5. Sep-
tember 1945, St. G. Bl. Nr. 171, in der Fassung
des Gesetzes vom 16. November 1945, B. G. Bl.
Nr. 2 aus 1946, über die Errichtung von Öster-
reichischen Wirtschaftsverbänden, wird für den
Österreichischen Gartenbau- und Kartoffelwirt-
schaftsverband das nachfolgende Statut erlassen.

Statut
des Österreichischen Gartenbau- und

Kartoffelwirtschaftsverbandes.

§ 1. (1) Aufgabe des Österreichischen Garten-
bau- und Kartoffelwirtschaftsverbandes, im fol-
genden „Verband" genannt, ist es, im Rahmen
der einschlägigen Vorschriften und nach den
Weisungen der Bundesministerien für Volks-
ernährung u n d für Land- u n d Forstwirtschaft
bei Erfassung, Aufbringung, Bearbeitung, Ver-
arbeitung, Absatz und Verteilung, sowie bei der
Einfuhr von Obst u n d Gemüse (auch konser-
viert), Marmeladen, Kartoffeln und Kartoffel-
erzeugnissen mi tzuwirken .

(2) Der Verband hat ferner bei der Festsetzung
der Preise und Preisspannen durch Beratung und
Unters tü tzung der zuständigen Behörden mi t -
zuwirken.

(3) Der Verband darf weder wirtschaftliche
Unte rnehmungen betreiben noch sich an solchen
beteiligen; er darf auch keine eigene Geschäfts-
tätigkeit ausüben.

§ 2. (1) Der Verband ha t seinen Sitz in Wien ;
sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das Ge-
biet der Republik Österreich.

(2) Der Verband kann mi t Zus t immung der
Bundesministerien für Volksernährung u n d für
Land- u n d Forstwirtschaft Zweigstellen errichten.

(3) De r Verband u n d im Einvernehmen m i t
ihm dessen Zweigstellen k ö n n e n zwecks Durch-
führung ihrer Aufgaben örtliche Unterorgane
(Neben- und Außenstellen) einrichten, die ihre
Tätigkeit nach den Weisungen des Verbandes
(der Zweigstelle) auszuüben haben.

§ 3. (1) Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Juni
und endet am .31. Mai eines jeden Jahres.

(2) Bis 31. August eines jeden Jahres hat der
Verband an die Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- und Forstwirtschaft
einen Bericht (samt Rechnungsabschluß) über das
abgelaufene Geschäftsjahr zu erstatten.

§ 4. (1) Angehörige des Verbandes sind Be-
triebe, die ihren Sitz im Gebiet der Republik
Österreich, haben und die

1. Kartoffeln anbauen, Gemüsebau oder Obst-
bau betreiben, Gewürzpflanzen anbauen, sowie
gewerbsmäßig wildwachsende Beerenfrüchte oder
Pilze sammeln;

2. Gemüse oder Obst einschließlich Südfrüch-
früchte, ferner wildwachsende Beerenfrüchte oder
Pilze gewerbsmäßig verarbeiten, Gewürzpflanzen
oder deren Erzeugnisse gewerbsmäßig zu Genuß-
zwecken bearbeiten oder verarbeiten, ferner Kar-
toffelflocken, Trockenkartoffeln, Kartoffelwalz-
mehl oder sonstige Kartoffelerzeugnisse, sowie
Stärke oder Stärkeveredelungserzeugnisse her-
stellen. Als Stärke und Stärkeveredelungserzeug-
nisse gelten insbesondere

a) Trockenkartoffelstärke und deren Verede-
lungserzeugnisse,

b) Roh- oder Feuchtstärke,
c) Glukose (Stärkezucker) sowie glukoseähn-

liche Erzeugnisse in fester und flüssiger
Form aus jedwedem Rohstoff,

d) Dextrin sowie dextrinähnliche Erzeugnisse
aus jedwedem Rohstoff,

e) Stärkesago, Stänkegraupen und Stärkegrieß,
f) Weizenstärke und Weizenkleber,
g) Maisstärke und deren Derivate,
h) Reisstärke und deren Derivate,
i) Stärke aus sonstigen landwirtschaftlichen

Erzeugnissen,
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j) Back- und Puddingpulver und Backhilfs-
mittel;

3. mit Einfuhr, Lagerung, Absatz und Vertei-
lung der im § 1, Abs. (1), genannten Waren
befaßt sind. Als Verteiler gelten auch die Ver-
kaufsvermittler (Agenten, Kommissionäre, Mak-
ler).

(2) Die im Abs. (1), Punkt 2 und 3, genannten
Betriebe halben binnen einem Monat nach
Inkrafttreten dieses Statutes, beziehungsweise
binnen einem Monat nach Beginn oder nach
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit dem Verband
ihren Betrieb anzuzeigen.

(3) Wenn ein Verbandsangehöriger Betrieb
dauernd eingestellt wird, endet seine Zugehörig-
keit mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ver-
band hiervon Kenntnis erlangt.

(4) Betriebe, die nur vorübergehend eingestellt
werden, können für die Dauer der Einstellung
nach näheren Anordnungen des Verbandes von
ihren Pflichten ganz oder teilweise befreit
werden.

(5) In Zweifelsfällen entscheidet über die Zu-
gehörigkeit eines Betriebes zum Verband die
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde.

§ 5. Organe des Verbandes sind:
1. Der Geschäftsführer;
2. der Ausschuß;
3. der Beirat.

§ 6. (1) Dem Geschäftsführer obliegt die
Leitung des Verbandes. Er vertritt den Ver-
band nach außen und ist allein zeichnungs-
berechtigt.

(2) Der Geschäftsführer hat insbesondere das
Recht, Verpflichtungen für den Verband bis zu
einer in der Geschäftsordnung festzusetzenden
Höhe einzugehen und Leistungen aus den
Mitteln des Verbandes bis zur gleichen Höhe
zu bewilligen. Er hat ferner das erforderliche
Personal des Verbandes einzustellen und die
Dienstverträge abzuschließen oder zu kündigen.

(3) Im Verhinderungsfälle vertritt den Ge-
schäftsführer der von ihm bestimmte Ange-
stellte des Verbandes.

(4) Die Ernennung und Abberufung des Ge-
schäftsführers erfolgt gemeinsam durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft, ebenso die Fest-
setzung seiner Bezüge. Im übrigen sind auf sein
Dienstverhältnis die Bestimmungen des Ange-
stelltenrechtes sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) Dem Geschäftsführer stehen der Aus-
schuß und der Beirat zur Seite, mit welchen er
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes
zu beraten hat. Aufgabe des Ausschusses und
des Beirates ist es, den Geschäftsführer fachlich
zu unterstützen, gebietliche Besonderheiten gel-
tend zu machen und berechtigte Wünsche von

Verbandsangehörigen oder von Gruppen der-
selben und solche der Konsumentenschaft zur
Geltung zu bringen. Der Geschäftsführer hat
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes,
soweit sie Interessen der Erzeuger oder der Ver-
braucher betreffen, mit dem Ausschuß und so-
weit sie Interessen der im Beirat vertretenen
Betriebe betreffen, mit dem Beirat zu beraten.

(2) Die Ausschußmitglieder und die Mitglieder
des Beirates wählen aus ihrer Mit te je einen
Obmann . Die Obmänne r berufen den Aus-
schuß, beziehungsweise den Beirat ein und
führen bei den Verhandlungen den Vorsitz.

(3) Zu einem rechtswirksamen Beschluß des
Ausschusses oder des Beirates ist St immenmehr-
heit , bei Anwesenheit v o n zumindest der Hälfte
der Mitglieder, erforderlich. Die Obmänner
stimmen mi t .

§ 8. (1) Die Verwaltungsangelegenheiten des
Verbandes werden von einer gemeinsam mit
dem Österreichischen Getreide- und Brauwirt-
schaftsverband m i t dem Österreichischen Vieh-
wirtschaftsverband u n d mit dem Österreichi-
schen Zuckerwirtschaftsverband zu errichtenden
„Verwaltungszentrale" geführt . Die Dienstan-
weisung für die Verwaltungszentrale wird ge-
meinsam v o n den Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- und Forstwirtschaft
erlassen.

(2) V o m Geschäftsführer ist gemeinsam mit
dem Ausschuß und dem Beirat eine Geschäfts-
ordnung des Verbandes aufzustellen. Sie hat
alle näheren Einzelheiten über die Tät igkei t des
Verbandes (der Zweigstellen) im allgemeinen,
sowie des Geschäftsführers, des Ausschusses und
des Beirates im besonderen zu enthalten.

(3) Die Geschäftsordnung bedarf de r Geneh-
migung durch die Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- und Forstwirtschaft.

§ 9. (1) Z u r Erfassung von Allgemeinverfügun-
gen an die Verbandsangehörigen, mi t Ausnahme
solcher, die in Durchführung eines Auftrages
der Bundesministerien für Volksernährung und
für Land- und Forstwirtschaft ergehen, ist die
Zust immung des Ausschusses erforderlich. Sie
wird in dringenden Fällen, namentlich wenn der
Ausschuß nicht rechtzeitig zusammentreten kann,
durch die Zust immung des Obmannes ersetzt,
doch ist die nachträgliche Zust immung des Aus-
schusses ehestens einzuholen.

(2) W i r d die Zus t immung zu r Erlassung einer
Allgemeinverfügung oder die nachträgliche Zu-
s t immung vom Ausschuß verweigert, so ha t der
Geschäftsführer, falls er auf Erlassung der All-
gemeinverfügung bestehen will, die Entscheidung
der Bundesministerien für Volksernährung u n d
für Land- und Forstwirtschaft anzurufen und
nach dieser vorzugehen.
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(3) D e r Ausschuß und, soweit es sich u m Ange-
legenheiten de r im Beirat ver t re tenen Betriebe
handel t , auch d e r Beirat h a b e n das Recht, dem
Geschäftsführer durch Beschluß Vorschläge z u r
Erlassung von Einzel- oder Allgemeinverfügun-
gen an d ie Verbandsangehörigen zu erstat ten.
Verweiger t der Geschäftsführer die Ausführung
solcher Vorschläge, so (kann das Organ , von
welchem der Vorschlag ausgegangen ist, die
Entscheidung d e r Bundesministerien für Volks-
e rnährung und für Land- u n d Forstwirtschaft
anrufen. Der Geschäftsführer ha t nach dieser
Entscheidung vorzugehen.

(4) V o r der Hinausgabe von Allgemeinver-
fügungen ist den Bundesministerien für Volks-
ernährumg und für Land- und Forstwirtschaft
vom Geschäftsführer zu berichten.

§ 10. (1) D e r Ausschuß besteht aus 18 Mit-
gliedern, und zwar aus

a) 9 Ver t r e t e rn de r landwirtschaftlichen Er-
zeuger [§ 4, Abs. (1), P u n k t 1],

b) 9 Ver t r e t e rn der Verbraucher .

(2) Der Beirat besteht aus

a) 6 Ver t r e t e rn der Bearbeiter und Verarbei-
ter, und zwar aus

3 Vertretern der Obst- und Gemüse-
verarbeiter,

1 Vertreter der Gurken- und Krautein-
leger,

2 Vertretern der Stärkeerzeuger und
Stärkeverarbeiter

und aus

b) 6 Vertretern der Verteiler, und zwar
aus

1 Vertreter der Importeure von Gar-
ten- und Obstbauerzeugnissen,

1 Vertreter der Importeure von Kar-
toffeln und Kartoffelerzeugnissen,

1 Vertreter des Handels mit Garten-
und Obstfbauerzeugnissen,

1 Vertreter des Handels mit Kartoffeln
und Kartoffelerzeugnissen,

1 Vertreter der Versandverteiler von
Garten- und Obstbauerzeugnissen,

1 Vertreter der Versandverteiler von
Kartoffeln und Kartoffelerzeugnissen.

(3) Die Bestellung der Ausschußmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit der zuständigen
Landwirtschaftskammer für die im Abs.- (1),
Punkt a, und im Einvernehmen mit der zustän-
digen Kammer für Arbeiter und Angestellte,
für die im Abs. (1), Punkt b, genannten Ver-
treter, wobei die letztgenannten Personen zur
Hälfte Vertreter von Industriegemeinden sein
müssen.

(4) Die Bestellung der Beiratsmitglieder erfolgt
gemeinsam durch die Bundesministerien für

Volksernährung und für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit der zuständigen
Kammer für Handel , Gewerbe, Industrie, Geld-
und Kreditwesen und mit dem Österreichischen
Gewerkschaftsbund. Soweit Beiratsmitglieder
zur Vertretung der Interessen landwirtschaft-
licher Genossenschaftsbetriebe bestellt werden,
erfolgt die Bestellung im Einvernehmen mit der
zuständigen Landwirtschaftskammer.

(5) Die Tätigkeit der Mitglieder des Aus-
schusses und des Beirates ist eine ehrenamtliche;
sie haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Bar-
auslagen.

§ 11. (1) Die Zweigstellen üben ihre Tätig-
keit nach den Weisungen des Verbandes aus.
Bei der Durchführung dieser Weisungen unter-
stehen sie der Beaufsichtigung durch die Landes-
hauptmannschaft.

(2) Die Geschäfte jeder Zweigstelle führ t ein
Zweigstellenleiter, de r v o m Verband bestellt
wird. Ihm stehen zur Beratung je ein Ver t re t e r
der Erzeuger , de r Verarbei ter , der Vertei ler
u n d d e r Verbraucher zu r Seite, die von der
Landeshauptmannschaft im Einvernehmen mi t
der Landwirtschaftskammer, der Kammer für
Hande l , Gewerbe, Industr ie , Geld- u n d Kredi t -
wiesen u n d der K a m m e r fü r Arbe i te r u n d A n -
gestellte bestellt werden. Ih re Tä t igke i t ist eine
ehrenamtl iche; sie haben nur Anspruch auf Er -
satz der Barauslagen.

(3) D ie Zweigstelle k a n n mi t den im Lande
bestehenden Zweigstellen der übrigen W i r t -
schaftsverbände zu einer gemeinsamen „Landes-
stelle der Österreichischen Wirtschaftsverbände"
vereinigt werden.

§ 12. Die grundsätzliche Festlegung der staat-
lichen Bewirtschaftung erfolgt durch die Bun-
desministerien für Volksernährung und für
Land- und (Forstwirtschaft. Der Verband kann
im Rahmen der ihm hiebei übertragenen Be-
fugnisse zwecks näherer Durchführung Verfü-
gungen erlassen, die insbesondere folgende An-
gelegenheiten zum Gegenstande haben:

1. Erfassung, Aufbringung, Bearbeitung, Ver-
arbeitung, Absatz und Verteilung (bis zum
Kleinverteiler) von Kartoffeln und Kartoffel-
erzeugnissen, Stärke und Stärkeveredelungs-
erzeugnissen, Gemüse- und Obstbauerzeugnissen
{auch konserviert), Marmeladen, ferner Gewürz-
pflanzen, wildwachsenden Beerenfrüchten und
Pilzen und Richtlinien für die Lieferverträge
und deren Durchführung.

2. Schaffung von Einrichtungen, die eine ge-
regelte Erfassung und Verteilung der Gemüse-
und Obstbauerzeugnisse sowie von Kartoffeln
ermöglichen und die Verpflichtung der Ver-
bandsangehörigen zur Benützung dieser Einrich-
tungen.

3. Einlagerungs-, Abnahme- und Verarbei-
tungspflichten.
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4. Lagerung, Verpackung, Kennzeichnung und
Gütevorschriften über die verarbeiteten Roh-
waren.

5. Verkaufs-, Verrechnungs- und Zahlungs-
bedingungen.

6. Anmeldepflicht hinsichtlich eingeführter
Güter und Waren.

§ 13. (1) Die Verbandsangehörigen sind ver-
pflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben des
Verbandes mitzuwirken.

Sie haben insbesondere
1. die von den Organen des Verbandes ge-

troffenen Weisungen und Verfügungen zu be-
achten und ihnen Folge zu leisten;

2. den Bevollmächtigten des Verbandes über
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson-
dere über Warenumsatz und Warenstand, Aus-
kunft zu geben und ihnen die Besichtigung und
Prüfung der Betriebe sowie die Einsichtnahme
in die. Geschäftsbücher zu gestatten.

(2) Als Bevollmächtigte dürfen n u r Ange-
stellte des Verbandes oder öffentlich bestellte
Wirtschaftsprüfer, nicht aber Inhaber oder An-
gestellte Verbandsangehöriger Betriebe herange-
zogen werden.

(3) Die Organe des Verbandes und seine Be-
vollmächtigten sind verpflichtet, über die Ein-
richtungen und Geschäftsverhältnisse, die ihnen
in Ausübung ihrer Befugnisse zur Kenntnis
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten und
sich der Verwertung von Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen zu enthalten.

§ 14. (1) Über Beschwerden der Verbands-
angehörigen gegen Allgemeinverfügungen des
Verbandes entscheiden die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forstwirt-
schaft.

(2) Erstreckt sich der Geltungsbereich der
Allgemeinverfügung nur auf Teile eines Landes
(der Stadt Wien), so obliegt die Entscheidung
der Landeshauptmannschaft (dem Wiener Magi-
strat).

(3) Über alle anderen Beschwerden entscheidet
die örtlich zuständige Bezirksverwaltungs-
behörde.

§ 15. (1) Der Verband hat sich selbst zu er-
halten. Er ist berechtigt, zu diesem Zwecke Bei-
träge von den Verbandsangehörigen einzuheben.
Die Einhebung erfolgt auf Grundlage des dem
Verband zuzurechnenden Umsatzes der Ver-
bandsangehörigen. Eine Pauschalierung der Bei-
träge ist zulässig.

(2) Kleinbäuerliche und Kleinhandelsbetrieblei
sind v o n der Beitragsleistung befreit.

(3) Als kleinbäuerliche Betriebe gelten bei
Kartoffeln landwirtschaftliche Betriebe bis zu
5 ha landwirtschaftlich genutz ter Bodenfläche,

bei Gemüse- u n d Obstbau bis zu 1/2 ha der für
diese Zwecke genutz ten Bodenfläche.

(4) Als Kleinhandelsbetriebe im Sinne des
Abs. (2) gelten Handelsbetriebe mi t nicht mehr
als einer Hilfskraft, wenn der dem Verband
zuzurechnende Umsatz des vorausgegangenen
Kalenderjahres den Betrag von 3000 S nicht er-
reicht ha t .

(5) Die Beitragsordnung wi rd nach den Bestim-
mungen der §§ 7 u n d 9 erlassen. Die Beitrags-
sätze bedürfen der Genehmigung durch die Bun-
desministerien für Volksernährung u n d für
Land- und Forstwirtschaft.

(6) Fällige Beiträge sind über Ersuchen des
Verbandes durch die Finanzämter einzutreiben.

§ 16. Allgemeinverfügungen des Verbandes
werden für die Angehörigen am Tage nach öf-
fentlicher Verlautbarung verbindlich. Die Ver-
lautbarung ha t in der „Wiener Zei tung" zu er-
folgen. Soweit Verfügungen n u r für einzelne
Länder erlassen werden, ha t die Verlautbarung
im Amtsbla t t des betreffenden Landes zu er-
folgen.

Frenzel Kraus

9 5 . Verordnung der Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forst-
wirtschaft vom 28. März 1946, betreffend die
Erlassung des Statutes für den Österrei-

chischen Zuckerwirtschaftsverband.

Auf Grund des § 19 des Gesetzes vom 5. Sep-
tember 1945, St. G. Bl. Nr. 171, in der Fassung
des Gesetzes vom 16. November 1945, B. G.
Bl. Nr. 2 aus 1946, über die Errichtung von
Österreichischen Wirtschaftsverbänden, wird für
den Österreichischen Zuckerwirtschaftsverband
das nachfolgende Statut erlassen.

Statut

des Österreichischen Zuckerwirtschaftsver-
bandes.

§ 1. (1) Aufgabe, des Österreichischen Zucker-
wirtschaftsverbandes, im folgenden „Verband"
genannt, ist es, im Rahmen der einschlägigen
Vorschriften und nach den Weisungen der Bun-
desministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft bei Erfassung, Auf-
bringung, Bearbeitung, Verarbeitung, Absatz
und Verteilung sowie bei der Einfuhr von
Zuckerrübe, Zucker, Erzeugnissen aus Zucker-
rübe, von Süßwaren (einschließlich Kakaoerzeug-
nissen) und von Rohkakao mitzuwirken.

(2) Der Verband hat ferner bei der Fest-
setzung der Preise und Preisspannen durch Be-
ratung und Unterstützung der zuständigen Be-
hörden mitzuwirken.
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(3) Der Verband darf weder wirtschaftliche
Unte rnehmungen betreiben noch sich an solchen
beteiligen; e r darf auch keine eigene Geschäfts-
tätigkeit ausüben.

§ 2. (1) Der Verband hat seinen Sitz in Wien;
sein Wirkungsbereich erstreckt sich auf das Ge-
biet der Republik Österreich.

(2) Der Verband kann mi t Zust immung der
Bundesministerien für Volksernährung u n d für
Land- und Forstwirtschaft Zweigstellen er-
richten.

(3) Der Verband u n d im Einvernehmen mi t
ihm dessen Zweigstellen können zwecks Durch-
führung ihrer Aufgaben örtliche Unterorgane
(Neben- und Außenstellen) einrichten, die ihre
Tätigkeit nach den Weisungen des Verbandes
(der Zweigstelle) auszuüben haben.

§ 3. (1) Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Ok-
tober und endet am 30. September eines jeden
Jahres.

(2) Bis 31 . Dezember eines jeden Jahres hat
der Verband an die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forstwirt-
schaft einen Bericht (samt Rechnungsabschluß)
über das abgelaufene Geschäftsjahr zu erstatten.

§ 4. (1) Angehörige des Verbandes sind Be-
triebe, die ihren Sitz im Gelbiet der Republik
Österreich haben und die

1. Zuckerrübe anbauen,
2. Zucker herstellen,
3. Süßwaren (einschließlich Kunsthonig) her-

stellen,
4. mit Einfuhr, Lagerung, Absatz u n d Ver-

teilung der im § 1, Abs. (1), genannten Waren
befaßt sind. Als Verteiler gelten auch die Ver-
kaufsvermittler (Agenten, Kommissionäre,
Makler).

(2) Die i m Abs. (1), Punk t 2 bis 4, genannten
Betriebe haben binnen einem Monat nach In-
kraft treten dieses Statutes, beziehungsweise bin-
nen einem Monat nach Beginn oder nach Wie-
deraufnahme ihrer Tätigkeit dem Verband ihren
Betrieb anzuzeigen.

(3) W e n n ein verbandsangehöriger Betrieb
daue rnd eingestellt wird , endet seine Zugehör ig-
keit mi t d e m Zei tpunkt , in welchem der Ver -
band h ie rvon Kenntnis erlangt .

(4) Betriebe, die n u r vorübergehend eingestellt
werden, können für die Dauer der Einstellung
nach näheren Anordnungen des Verbandes von
ihren Pflichten ganz oder teilweise befreit wer-
den.

(5) In Zweifelsfällen entscheidet über die Zu-
gehörigkeit eines Betriebes zum Verband die
örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde.

§ 5. Organe des Verbandes sind:
1. Der Geschäftsführer;
2. de r Ausschuß;
3. der Beirat.

§ 6. (1) D e m Geschäftsführer obliegt die Lei-
tung das Verbandes. E r ve r t r i t t den Verband
nach außen und ist allein zeichnungsberechtigt.

(2) Der Geschäftsführer hat insbesondere das
Recht, Verpflichtungen für den Verband bis zu
einer in der Geschäftsordnung festzusetzenden
H ö h e einzugehen und Leistungen aus den Mit-
te ln des Verbandes bis zu r gleichen H ö h e zu
bewilligen. Er hat ferner das erforderliche Per-
sonal des Verbandes einzustellen und die Dienst-
verträge abzuschließen oder z u kündigen.

(3) Im Verhinderungsfalle ve r t r i t t den Ge-
schäftsführer der von ihm bestimmte Angestellte
des Verbandes.

(4) Die Ernennung und Abberufung des Ge-
schäftsführers erfolgt gemeinsam durch die Bun-
desministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft, ebenso die Fest-
setzung seiner Bezüge. Im übrigen sind auf sein
Dienstverhältnis die Bestimmungen des Ange-
stelltenrechtes sinngemäß anzuwenden.

§ 7. (1) Dem Geschäftsführer stehen der Aus-
schuß und der Beirat z u r Seite, mit welchen
er alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes
zu beraten hat . Aufgabe des Ausschusses und
des Beirates ist es, den Geschäftsführer fachlich
zu unterstützen, gebietliche Besonderheiten gel-
tend zu machen und berechtigte Wünsche von
Verbandsangehörigen oder von Gruppen der-
selben u n d solche der Konsumentenschaft zur
Geltung zu bringen. Der Geschäftsführer hat
alle wichtigen Angelegenheiten des Verbandes,
soweit sie Interessen der Erzeuger oder der
Verbraucher betreffen, mit dem Ausschuß und
soweit sie Interessen der im Beirat ver t re tenen
Betriebe betreffen, mi t dem Beirat zu beraten.

(2) Die Ausschußmitglieder und die Mitglieder
des Beirates wählen aus ihrer Mi t te je einen
Obmann . Die Obmänner berufen den Ausschuß,
beziehungsweise d e n Beirat ein und führen bei
den Verhandlungen den Vorsitz.

(3) Zu einem rechtswirksamen Beschluß des
Ausschusses oder des Beirates ist St immenmehr-
heit, bei Anwesenheit von zumindest der Hälfte
der Mitglieder, erforderlich. Die Obmänner
stimmen mit .

§ 8. (1) Die Verwaltungsangelegenheiten des
Verbandes werden von einer gemeinsam mit dem
Österreichischen Getreide- und Brauwirtschafts-
verband, mi t dem Österreichischen Gartenbau-
und Kartoffelwirtschaftsverband und mit dem
Österreichischen Viehwirtschaftsverband zu er-
richtenden „Verwaltungszentrale" geführt . Die
Dienstanweisung für die Verwaltungszentrale
wird gemeinsam von den Bundesministerien für
Volksernährung u n d für Land- und Forstwirt-
schaft erlassen.

(2) V o m Geschäftsführer ist gemeinsam mit
dem Ausschuß u n d dem Beirat eine Geschäfts-
ordnung des Verbandes aufzustellen. Sie hat alle
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näheren Einzelheiten über die Tätigkeit des
Verbandes (der Zweigstelle) im allgemeinen, so-
wie des Geschäftsführers, des Ausschusses und
des Beirates im besonderen zu enthal ten.

(3) Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmi-
gung durch die Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- und Forstwirtschaft.

§ 9. (1) Zur Erlassung von Allgemeinver-
fügungen an die Verbandsangehörigen, mi t Aus-
nahme solcher, die in Durchführung eines Auf-
trages der Bundesministerien für Volksernäh-
rung und für Land- und Forstwirtschaft ergehen,
ist die Zust immung des Ausschusses erforderlich.
Sie wird in dringenden Fällen, namentlich wenn,
der Ausschuß nicht rechtzeitig zusammentreten
kann, durch die Zust immung des Obmannes er-
setzt, doch ist die nachträgliche Zust immung des
Ausschusses ehestens einzuholen.

(2) Wird die Zust immung zur Erlassung einer
Alllgemeinverfügung oder die nachträgliche Zu-
st immung vom Ausschuß verweigert, so hat der
Geschäftsführer, falls er auf Erlassung der Allge-
meinverfügung bestehen will, die Entscheidung
der Bundesministerien für Volksernährung und
für Land- und Forstwirtschaft anzurufen und
nach dieser vorzugehen.

(3) Der Ausschuß und, soweit es sich um An-
gelegenheiten der im Beirat vertretenen Betriebe
handelt , auch der Beirat haben das Recht, dem
Geschäftsführer durch Beschluß Vorschläge zur
Erlassung von Einzel- oder Allgemeinverfügun-
gen an die Verbandsangehörigen zu erstatten.
Verweigert der Geschäftsführer die Ausführung
solcher Vorschläge, so k a n n das Organ, von
welchem der Vorschlag ausgegangen ist, die Ent -
scheidung der Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- u n d Forstwirtschaft
anrufen. Der Geschäftsführer hat nach dieser
Entscheidung vorzugehen.

(4) Vor der Hinausgabe von Allgemeinverfü-
gungen ist den Bundesministerien für Volks-
ernährung und für Land- und Forstwirtschaft
vom Geschäftsführer zu berichten.

§ 10. (1) Der Ausschuß besteht aus 12 Mit-
gliedern, und zwar aus:

a) 6 Ver t re te rn der landwirtschaftlichen Er-
zeuger [§ 4, Abs. (1), Punkt 1] und

b) 6 Ver t re tern der Verbraucher.
(2) Der Beirat besteht aus
a) 4 Vertretern der Bearbeiter und Verarbei-

ter, und zwar aus
2 Vertretern der Zuckerindustrie,
2 Vertretern der Süßwaren- und Kunst-

honigindustrie
und aus

b) 4 Vertretern der Verteiler, und zwar aus
2 Vertretern des Zuckergroßhandels und
2 Vertretern des Süßwaren- und Kunst-

honighandels.

(3) Die Bestellung der Ausschußmitglieder er-
folgt gemeinsam durch die Bundesministerien
für Volksernährung u n d für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mi t der zuständigen
Landwirtschaftskammer für die im Abs. (1),
Punkt a, und im Einvernehmen mi t der zustän-
digen Kammer für Arbeiter und Angestellte,
für die im Abs. (1), Punk t b , genannten Ver-
treter , wobei die letztgenannten Personen zur
Hälfte Ver t re ter von Industriegemeinden sein
müssen.

(4) Die Bestellung der Beiratsmitglieder erfolgt
gemeinsam durch die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forstwir t -
schaft im Einvernehmen mi t der zuständigen
Kammer für Handel , Gewerbe, Industrie, Geld-
und Kreditwesen und mi t dem Österreichischen
Gewerkschatftsbund. Soweit Beiratsmitglieder zur
Ver t re tung der Interessen landwirtschaftlicher
Genossenschaftsbetriebe bestellt werden, erfolgt
die Bestellung im Einvernehmen mi t der zu-
ständigen Landwirtschaftskammer.

(5) Die Tätigikeit der Mitglieder des Aus-
schusses u n d des Beirates ist eine ehrenamtliche;
sie haben nu r Anspruch auf Ersatz ih re r Bar-
auslagen.

§ 11. (1) Die Zweigstellen üben ihre Tätigkeit
nach den Weisungen des Verbandes aus. Bei der
Durchführung dieser Weisungen unterstehen sie
der Beaufsichtigung durch die Landeshaupt-
mannschaft.

(2) Die Geschäfte jeder Zweigstelle führ t ein
Zweigstellenleiter, der vom Verband bestellt
wird. I h m stehen z u r Beratung je ein Ver t re ter
der Erzeuger, de r Verarbeiter, de r Verteiler und
der Verbraucher zur Seite, die von der Landes-
hauptmannschaft im Einvernehmen m i t der
Landwirtschaftskammer, der Kammer für H a n -
del, Gewerbe, Industrie, Geld- und Kreditwesen
u n d der Kammer für Arbeiter und Angestellte
bestellt werden. Ihre Tätigkeit ist eine ehren-
amtliche; sie haben n u r Anspruch auf Ersatz de r
Barauslagen.

(3) Die Zweigstelle kann mi t den im Lande
bestehenden Zweigstellen der übrigen W i r t -
schaftsverbände zu einer gemeinsamen „Landes-
stelle der Österreichischen Wirtschaftsverbände"
vereinigt werden.

§ 12. Die grundsätzliche Festlegung der staat-
lichen Bewirtschaftung erfolgt durch die Bundes-
ministerien für Volksernährung und für Land-
und Forstwirtschaft. D e r Verband kann im Rah-
men der ihm hiebei übertragenen Befugnisse
zwecks näherer Durchführung Verfügungen er -
lassen, die insbesondere folgende Angelegen-
heiten z u m Gegenstande haben:

1. Verarbei tung v o n Zuckerrübe und Richt-
linien für die Lieferverträge und deren Durch-
führung.
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2. Verarbeitung, Absatz und Verteilung (bis
zum Kleinverteiler) von Zucker und Erzeug-
nissen aus Zuckerrübe einschließlich zucker-
haltiger Fut termit te l , soweit sie an die Rüben-
anbauer zurückgegeben werden.

3. Erzeugung, Beschaffenheit, Absatz und Ver-
teilung (Ms zum Kleinverteiler) von Süßwaren
und Beschaffenheit der zu ihrer Herstellung ver-
wendeten Rohwaren.

4. Erfassung, Absatz und Verarbeitung von
Rohkakao.

5. Einlagerung und Hal tung von Vorra t s -
beständen.

6. Vorschreibung von Ausgleichsbeiträgen und
ihre Verwendung.

7. Anmeldepflicht hinsichtlich eingeführter
Güter und Waren .

§ 13. (1) Die Verbandsangehörigen sind ver-
pflichtet, an der Erfüllung der Aufgaben des
Verbandes mitzuwirken.

Sie haben insbesondere
1. die von den Organen des Verbandes getrof-

fenen Weisungen und Verfügungen zu beachten
und ihnen (Folge zu leisten;

2. den Bevollmächtigten des Verbandes über
die maßgeblichen Betriebsverhältnisse, insbeson-
dere über Warenumsatz und Warenstand, Aus-
kunft z u geben und ihnen die Besichtigung und
Prüfung der Betriebe sowie die Einsichtnahme
in die Geschäftsbücher zu gestatten.

(2) Als Bevollmächtigte dürfen nur Angestellte
des Verbandes oder öffentlich bestellte Wi r t -
schaftsprüfer, nicht aber Inhaber oder Angestellte
Verbandsangehöriger Betriebe herangezogen
werden.

(3) Die Organe des Venbandes und seine Be-
vollmächtigten sind verpflichtet, über die Ein-
richtungen und Geschäftsverhältnisse, die ihnen
in Ausübung ihrer Befugnisse zur Kenntnis
kommen, Verschwiegenheit zu beobachten und
sich der Verwer tung v o n Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnissen zu enthalten.

§ 14. (1) Über Beschwerden der Verbandsange-
hörigen gegen Allgemeinverfügungen des Ver-
bandes entscheiden die Bundesministerien für
Volksernährung und für Land- und Forstwir t -
schaft.

(2) Erstreckt sich der Geltungsbereich der All-
gemeinverfügung nu r auf Teile «eines Landes
(der Stadt Wien), so obliegt die Entscheidung
de r Landeshauptmannschaft (dem Wiener Magi-
strat).

(3) Über alle anderen; Beschwerden entscheidet
die örtlich zuständige Bezirksverwaltungs-
behörde.

§ 15. (1) Der Verband hat sich selbst zu er-
halten. Er ist berechtigt, zu diesem Zwecke Bei-
träge von den Verbandsangehörigen einzuheben.
Die Einhebung erfolgt auf Grundlage des dem

Verband zuzurechnenden Umsatzes der Ver-
bandsangehörigen. Eine Pauschalierung der Bei-
träge ist zulässig.

(2) Kleinbäuerliche und Kleinhandelsbetriebe
sind von der Beitragsleistung befreit.

(3) Als kleinbäuerliche Betriebe gelten land-
wirtschaftliche Betriebe bis zu 5 ha landwirt-
schaftlich genutzter Bodenfläche.

(4) Als Kleinhandelsbetriebe im Sinne des
Abs. (2) gelten Handelsbetriebe mit nicht mehr
als einer Hilfskraft, wenn der dem Verband zu-
zurechnende Umsatz des vorausgegangenen
Kalenderjahres den Betrag von 3000 S nicht er-
reicht hat.

(5) Die Beitragsordnung wird nach den Bestim-
mungen der §§ 7 und 9 erlassen. Die Beitrags-
sätze bedürfen der Genehmigung durch die
Bundesministerien für Volksernährung und für
Land- und Forstwirtschaft.

(6) Fällige Beiträge sind über Ersuchen des
Verbandes durch die Finanzämter einzutreiben.

§ 16. Allgemeinverfügungen des Verbandes
werden für die Angehörigen am Tage nach
öffentlicher Verlautbarung verbindlich. Die
Verlautbarung hat in der „Wiener Zei tung" zu
erfolgen. Soweit Verfügungen n u r für einzelne
Länder erlassen werden, hat d ie Verlautbarung
im Amtsblat t des betreffenden Landes zu er-
folgen.
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9 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. Mai 1946, betreffend Berichtigung

von Druckfehlern im Staatsgesetzblatt.
Auf Grund des § 2, Abs. (4), des Bundes-

gesetzes vom 7. Dezember 1920, B. G. Bl.
Nr. 33, über das Bundesgesetzblatt in der der-
zeit geltenden Fassung wird kundgemacht:

1. Im Gesetz vom 20. Juli 1945, S t .G . Bl.
Nr. 94, über die Überleitung der Verwaltungs-
und Justizeinrichtungen des Deutschen Reiches
in die Rechtsordnung der Republik Österreich
(Behörden-Überleitungsgesetz — Behörden-ÜG.)
hat es zu lauten:

Im § 20, Abs. (3), statt „Sicherungsdirektion"
richtig „Sicherheitsdirektion" und im § 68,
Abs. (1), statt „Amt für das Eich- und Ver-
messungswesen" richtig „Amt für Eich- und
Vermessungswesen" und im § 80, Abs. (2),
Zeile 4, statt „einen" richtig „einem".

2. Im Verfassungsgesetz vom 19. September
1945, St. G. Bl. Nr. 177, über das Verfahren
vor dem Volksgericht und den Verfall des Ver-
mögens (Volksgerichtsverfahrens- und Vermö-
gensverfallsgesetz) hat es zu lauten:

Im § 16, Abs. (1), statt „(§ 13)" richtig
„(§ 14)".

Figl




